
RUZIUS-WILBRINK / BEDRIJFSVERENIGING VOOR OVERHEIDSDIENSTEN 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Fünfte Kammer) 
13. Dezember 1989 * 

In der Rechtssache C-102/8 8 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Raad van 
Beroep te Groningen in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit 

M. L. Ruzius-Wilbrink 

gegen 

Bestuur van de Bedrijfsvereniging voor Overheidsdiensten 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel 4 Ab­
satz 1 der Richtlinie 79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittwei­
sen Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen im Bereich der sozialen Sicherheit (ABl. 1979, L 6, S. 24) 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten Sir Gordon Slynn, der Richter M. Zu-
leeg, R. Joliét, J. C. Moitinho de Almeida und G. C. Rodríguez Iglesias, 

Generalanwalt: M. Darmon 
Kanzler: D. Louterman, Hauptverwaltungsrätin 

unter Berücksichtigung der schriftlichen Erklärungen 

— der Klägerin des Ausgangsverfahrens, vertreten durch Rechtsanwalt 
B. I. Klaassens, Groningen, 

* Verfahrcnssprachc: Niederländisch. 
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— des Beklagten des Ausgangsverfahrens, vertreten durch W. M. Levelt-Over-
mars, Leiter des Juristischen Dienstes für Fragen der sozialen Sicherheit des 
Gemeenschappelijk Administratiekantoor, 

— der niederländischen Regierung, vertreten durch E. F. Jacobs, Generalsekretär 
im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, als Bevollmächtigten, 

— der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch René Ba­
rents und Julian Currall, Juristischer Dienst der Kommission, als Bevollmäch­
tigte, 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Klägerin des Ausgangsverfah­
rens, des Beklagten des Ausgangsverfahrens, letzterer vertreten durch W. J. van 
Brussel als Bevollmächtigten, der niederländischen Regierung, vertreten durch 
J. W. de Zwaan als Bevollmächtigten, und der Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften in der Sitzung vom 15. Juni 1989, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 5. Juli 
1989, 

folgendes 

Urteil 

1 Der Raad van Beroep Groningen hat mit Beschluß vom 10. März 1988, beim Ge­
richtshof eingegangen am 30. März 1988, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag zwei 
Fragen nach der Auslegung von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 79/7/EWG des 
Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der sozialen Sicherheit 
(ABl. 1979, L 6, S. 24; im folgenden: Richtlinie) zur Vorabentscheidung vorge­
legt. 

2 Diese Fragen stellen sich in einem Rechtsstreit zwischen Frau Ruzius-Wilbrink und 
dem Verwaltungsrat der Bedrijfsvereniging voor Overheidsdiensten (Berufsverband 
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des öffentlichen Dienstes) wegen der Berechnung der Leistung bei Arbeitsunfähig­
keit, die der Beklagte der Klägerin zuerkannt hat. 

3 Gemäß Artikel 6 des niederländischen Allgemeinen Invaliditätsversicherungsgeset-
zes (Algemene Arbeidsongeschiktheidswet, im folgenden: AAW) vom 11. Dezem­
ber 1975 haben Versicherte, die das 17. Lebensjahr vollendet haben und arbeitsun­
fähig geworden sind, Anspruch auf Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit, wenn sie in 
dem Jahr, das dem Tag des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit unmittelbar vorausge­
gangen ist, ein Einkommen in Höhe von mehr als 15 % des Mindestlohns erzielt 
haben. 

4 Diese Voraussetzung gilt nicht für Versicherte, die am Tag der Vollendung ihres 
17. Lebensjahres arbeitsunfähig sind, für vollzeitbeschäftigte Selbständige, deren 
Einkommen unter dem Mindestlohn liegt, für Studierende ohne Einkommen und 
für unverheiratete Personen, die im Haushalt ihrer Eltern oder unverheirateten 
Brüdern oder Schwestern arbeiten. 

5 Gemäß den Artikeln 10 und 12 AAW bestimmt sich die Leistung wegen Arbeitsun­
fähigkeit nach einem vom Grad der Arbeitsunfähigkeit abhängigen Prozentsatz der 
Bemessungsgrundlage, die einem täglichen Mindestlohn entspricht und vom Perso­
nenstand des Betroffenen, vom Vorhandensein eines unterhaltsberechtigten Kindes 
und von den tatsächlichen Einkünften abhängt. Der demgemäß ermittelte Betrag, 
das sogenannte „soziale Minimum", soll ein Mindesteinkommen je nach den Be­
dürfnissen des Betroffenen gewährleisten. 

6 Nach Artikel 10 Absatz 5 gilt diese Bemessungsgrundlage jedoch nicht, wenn der 
Betroffene in dem Jahr, das dem Tag des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit unmittel­
bar vorausgegangen ist, nicht während einer für seinen Beruf als normal anzuse­
henden Dauer eine Tätigkeit verrichtet und infolgedessen ein geringeres Einkom­
men als den 260fachen Betrag der normalerweise anwendbaren Bemessungsgrund­
lage erzielt hat. In diesem Fall wird der durchschnittliche Tagesverdienst als Be­
messungsgrundlage herangezogen. 
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7 Mit Bescheid vom 15. Oktober 1985 erkannte der Beklagte der Klägerin Leistun­
gen wegen Arbeitsunfähigkeit zu. Diese waren nach Artikel 10 Absatz 5 AAW 
aufgrund des durchschnittlichen Tagesverdienstes in dem Jahr vor Eintritt ihrer 
Arbeitsunfähigkeit berechnet, in dem sie durchschnittlich nur 18 Stunden pro Wo­
che gearbeitet hatte. 

8 Die Klägerin focht diesen Bescheid vor dem Raad van Beroep mit der Begründung 
an, Artikel 10 Absatz 5 AAW bewirke eine nach der Richtlinie 79/7/EWG verbo­
tene mittelbare Diskriminierung der Frauen. 

9 Der Raad van Beroep hat das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende 
Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

„1) Steht ein System von Leistungsansprüchen für die (nicht arbeitslose) Erwerbs­
bevölkerung bei Arbeitsunfähigkeit, nach dem Leistungen in Höhe des sozia­
len Minimums außer in den Fällen vorgesehen sind, in denen der frühere Ver­
dienst des Leistungsberechtigten infolge einer Teilzeitarbeit unter dem sozia­
len Minimum geblieben ist, im Einklang mit Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 
79/7/EWG? 

2) Falls die Frage 1 zu verneinen ist: Führt die — in diesem Fall verletzte — 
gemeinschaftsrechtliche Bestimmung dann dazu, daß Leistungsberechtigte 
(beiderlei Geschlechts) auch in den in dieser Frage genannten (Aus­
nahme-)Fällen Anspruch auf Gewährung des sozialen Minimums haben?" 

10 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts des Ausgangsrechtsstreits, des Ver­
fahrensablaufs und der beim Gerichtshof eingereichten schriftlichen Erklärungen 
wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im folgenden nur inso­
weit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 
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1 1 Aus dem Vorlagebeschluß geht hervor, daß das vorlegende Gericht im wesentli­
chen wissen möchte, ob Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 79/7/EWG einer natio­
nalen Regelung, die den Versicherten bei Arbeitsunfähigkeit ein soziales Minimum 
gewährleistet, entgegensteht, soweit sie eine Ausnahme von diesem Grundsatz für 
diejenigen Versicherten vorsieht, die zuvor eine Teilzeitbeschäftigung ausgeübt ha­
ben, und den Betrag der Leistung auf den zuvor bezogenen Lohn begrenzt, wenn 
diese Gruppe von Versicherten wesentlich mehr Frauen als Männer umfaßt. 

12 Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 79/7/EWG bestimmt: „Der Grundsatz der 
Gleichbehandlung beinhaltet den Fortfall jeglicher unmittelbaren oder mittelbaren 
Diskriminierune: auferund des Geschlechts ... betreffend: 

— die Berechnung der Leistungen ..." 

1 3 Aus den Akten ergibt sich, daß die einschlägige nationale Regelung allen Versi­
cherten mit Ausnahme derjenigen, die zuvor teilzeitbeschäftigt waren, einen An­
spruch auf Leistungen in Höhe eines sozialen Minimums gewährt, dessen Betrag 
von den früheren beruflichen Einkünften des Versicherten unabhängig ist. Be­
stimmte Gruppen von Leistungsberechtigten, die in dem Jahr, das dem Eintritt der 
Arbeitsunfähigkeit vorausging, überhaupt keine oder nur sehr geringfügige berufli­
che Einkünfte erzielt haben — wie etwa vollzeitbeschäftigte Selbständige mit Ein­
künften von weniger als 15 % des Mindestlohns, Studierende und Unverheiratete, 
die im Haushalt ihrer Eltern arbeiten —, haben nämlich ebenfalls Anspruch auf 
dieses soziale Minimum. Nur die Leistung für Teilzeitbeschäftigte wird nach den 
früheren Einkünften des Versicherten berechnet und ist deshalb wegen der Anwen­
dung von Artikel 10 Absatz 5 AAW notwendigerweise niedriger als das soziale 
Minimum. 

1 4 Aus den Akten ergibt sich weiterhin, daß die Gruppe der Teilzeitbeschäftigten in 
den Niederlanden einen wesentlich kleineren Anteil Männer als Frauen umfaßt. 
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15 Unter diesen Umständen ist festzustellen, daß eine Bestimmung der hier vorliegen­
den Art grundsätzlich die weiblichen gegenüber den männlichen Arbeitnehmern 
diskriminiert und im "Widerspruch zur Zielsetzung des Artikels 4 Absatz 1 der 
Richtlinie 79/7/EWG steht. Etwas anderes gilt nur dann, wenn die unterschiedli­
che Behandlung der beiden Arbeitnehmerkategorien durch objektive Faktoren ge­
rechtfertigt ist, die nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu 
tun haben (vgl. das Urteil vom 13. Juli 1989 in der Rechtssache 171/88, Rinner-
Kühn, Slg. 1989, 2743). 

16 Der einzige Grund, der im Ausgangsverfahren geltend gemacht wurde, um die 
unterschiedliche Behandlung von Personen, die vor Eintritt ihrer Arbeitsunfähig­
keit teilzeitbeschäftigt waren, und den anderen Leistungsberechtigten zu rechtferti­
gen — daß es nämlich unbillig wäre, ihnen ihr früheres Einkommen übersteigende 
Leistungen zu gewähren —, kann keine objektive Rechtfertigung dieser unter­
schiedlichen Behandlung darstellen, da der Betrag der nach der AAW gewährten 
Leistungen in vielen anderen Fällen ebenfalls höher ist als dieses Einkommen. 

17 Daher ist auf die erste Frage zu antworten, daß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 
79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 dahin auszulegen ist, daß er einer 
nationalen Regelung, die den Versicherten bei Arbeitsunfähigkeit ein soziales Mi­
nimum gewährleistet, entgegensteht, soweit sie eine Ausnahme von diesem Grund­
satz für diejenigen Versicherten vorsieht, die zuvor eine Teilzeitbeschäftigung aus­
geübt haben, und den Betrag der Leistung auf den zuvor bezogenen Lohn be­
grenzt, wenn diese Maßnahme wesentlich mehr Frauen als Männer trifft, es sei 
denn, diese Regelung ist durch objektive Faktoren, die nichts mit einer Diskrimi­
nierung aufgrund des Geschlechts zu tun haben, gerechtfertigt. 

18 Die zweite Frage betrifft die Folgen, die sich ergäben, wenn das vorlegende Ge­
richt feststellen sollte, daß die fragliche nationale Regelung mit Artikel 4 Absatz 1 
der Richtlinie 79/7/EWG unvereinbar ist. 

19 Wie der Gerichtshof zuletzt in dem Urteil vom 24. Juni 1987 in der Rechtssache 
384/85 (Borrie Clarke, Slg. 1987, 2865) entschieden hat, ist Artikel 4 Absatz 1 für 
sich betrachtet unter Berücksichtigung der Zielsetzung der Richtlinie und ihres In­
halts hinreichend genau und unbedingt, so daß er von einem einzelnen vor einem 
innerstaatlichen Gericht in Anspruch genommen werden kann, um jede mit diesem 
Artikel unvereinbare innerstaatliche Vorschrift für unanwendbar erklären zu las­
sen. Insoweit ist daran zu erinnern, daß diese Bestimmung die Mitgliedstaaten ver­
pflichtet, alle mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren Rechtsvor­
schriften aufzuheben. 
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20 Aus dem Urteil vom 4. Dezember 1986 in der Rechtssache 71/85 (Niederlande/ 
Federatie Nederlandse Vakbeweging, Sig. 1986, 3855) ergibt sich, daß in einem 
Fall unmittelbarer Diskriminierung Frauen Anspruch auf die gleiche Behandlung 
und auf Anwendung der gleichen Regelung wie Männer haben, die sich in der 
gleichen Lage befinden, wobei diese Regelung, solange die Richtlinie nicht korrekt 
durchgeführt ist, das einzig gültige Bezugssystem bleibt. Entsprechend haben in 
einem Fall mittelbarer Diskriminierung, wie er dem Ausgangsverfahren zugrunde 
liegt, die Mitglieder der benachteiligten Gruppe, Männer oder Frauen, Anspruch 
auf Anwendung der gleichen Regelung wie die übrigen Leistungsberechtigten. 

21 Somit ist auf die zweite Frage zu antworten, daß, solange es keine angemessenen 
Durchführungsmaßnahmen zu Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 79/7/EWG gibt, 
im Falle einer mittelbaren Diskriminierung durch den Staat die durch diese Diskri­
minierung benachteiligte Gruppe Anspruch auf die gleiche Behandlung und auf 
Anwendung der gleichen Regelung wie die übrigen Leistungsempfänger hat, wobei 
diese Regelung mangels einer ordnungsgemäßen Durchführung dieser Richtlinie 
das einzig gültige Bezugssystem bleibt. 

Kosten 

22 Die Auslagen der niederländischen Regierung und der Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften, die Erklärungen beim Gerichtshof eingereicht haben, sind 
nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren 
ein Zwischenstreit in dem bei dem vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit; 
die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

auf die ihm vom Raad van Beroep Groningen durch Beschluß vom 10. März 1988 
vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

1) Artikel 4 Absatz 1 der Richtline 79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 
ist dahin auszulegen, daß er einer nationalen Regelung, die den Versicherten bei 
Arbeitsunfähigkeit ein soziales Minimum gewährleistet, entgegensteht, soweit sie 
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eine Ausnahme von diesem Grundsatz für diejenigen Versicherten vorsieht, die 
zuvor eine Teilzeitbeschäftigung ausgeübt haben, und den Betrag der Leistung 
auf den zuvor bezogenen Lohn begrenzt, wenn diese Maßnahme wesentlich 
mehr Frauen als Männer trifft, es sei denn, diese Regelung ist durch objektive 
Faktoren, die nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun 
haben, gerechtfertigt. 

2) Solange es keine angemessenen Durchführungsmaßnahmen zu Artikel 4 Absatz 
1 der Richtlinie 79/7/EWG gibt, hat im Falle einer mittelbaren Diskriminierung 
durch den Staat die durch diese Diskriminierung benachteiligte Gruppe An­
spruch auf die gleiche Behandlung und auf Anwendung der gleichen Regelung 
wie die übrigen Leistungsempfänger, wobei diese Regelung mangels einer ord­
nungsgemäßen Durchführung dieser Richtlinie das einzig gültige Bezugssystem 
bleibt. 

Slynn Zuleeg 

Joliét Moitinho de Almeida Rodríguez Iglesias 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg, am 13. Dezember 1989. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident der Fünften Kammer 

Gordon Slynn 
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